
Anlage 1

Stellungnahmen zum Bebauungsplan Nr. 143,,Windhövel", die bei der
öffentlichen Auslegung vom 06.07.2009 - 07.08.2009 vorgelegt wurden:

1 Kreis Mettmann, Schreiben vom 03.08.2009

2. Bezirksregierung Düsseldorf , Schreiben vom 13.07.2009

4 Landesbetrieb Straßen, Schreiben vom 29.07.2009

7 BRW, Schreiben vom 07.07.2009

9 Einzelhandels- und Dienstleistungsverband, Schreiben vom 05.08.09

10 Handwerkskammer Düsseldorf, Schreiben vom 16.07.09

19 Rheinbahn, Schreiben vom 10.08.2009

20 Wehrbereichsvenrualtung, Schreiben vom 28.07.2009

27 Neuapostolische Kirche NRW, Schreiben vom 30.07.2009

29 Stadt Wuppertal, Schreiben vom 02.07.2009

32 Stadt Hilden, Schreiben vom 07.07.2009

33a Stadt Remscheid, Schreiben vom 31.07.2009

36 RAe Redeker u.a. für Bürger, Firma A., Schreiben vom 06.08.2009

37 RAe Redeker u.a. für Eigentümerin, Schreiben vom 07.08.2009

38 DG Anlage, Schreiben vom 05.08.2009

39 Bürgerinitiative Innenstadt Haan, Schreiben vom 28.07.2009
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&Kreis Mettmain
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Bürgermeister
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Antwort des Aktenzeichen an.

Dienstgebäude

Goefiestr.23
40822 tüettmann

(Lieferadresse)

Telefon (Zentrale)
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Beteiligung als Träger öffentlicher Belange

Bebauungsplan Nr. 143
Beteiligung gem. $ 4Abs.2 BauGB
Bereich Windhövel

Zu derog. Planungsmaßnahme äußere ich mich wie folgt

Aus Sicht des Umweltamtes:
Untere Wasserbehörde:
In der Neuaufstellung des Bebauungsplans 143,,Windhövel" wurden die im voraus-
gehenden Verfahren dargestellten wasserwirtschaftlichen Belange übernommen. Das

Plangebiet wird an das bestehende städtische Kanalnetz angeschlossen. Die vorhandene

Mischwasserkanalisation verfügt demnach insgesamt über ausreichende Kapazitäten, um

die im Plangebiet anfallenden Schmutz- und Niederschlagswassermengen aufzunehmen.
Nach den Därstellungen des Bebauungsplanes sind keine nachteiligen Einwirkungen auf

das angrenzende Gewässer Sandbach zu erwarten. Aus wasseruirtschaftlicher Sicht

bestehön somit keine Bedenken gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes.

IJ nte re I mm issi o nssc h utzbe h ö rde :

Als Anlagen sind dem Bebauungsplan u. a. eine verkehrs- und schalltechnische
UntersuChung von Brilon, Bondzio, Weiser vom Mäz 2006 und eine schalltechnische
Untersuchung von Peutz Consult, F 6483-1 vom 20.05.2009 beigefügt. Gegen das o. g.

Bauleitplanverfahren bestehen aus der Sicht des anlagenbezogenen lmmissionsschutzes
keine Bedenken.

lJ nte re Bode nsch utzbe hö rde :

Es werden keine Anregungen vorgebracht.

Fax (Zentrale)

02104_95_M4
Homepage
www.kreis-mettmann.de

E Mail(Zentrale)

kme@kreis-mettmann,de

Besuchszeit
8.30 bis 12.@ Uhr

und nach Vereinbarung

Süaßenverkehrsamt
7,30 bis 12.00 Uhr und

Do. von 14.00 bis 17.30 Uhr

Konten
l(eisspa*asse Düsseldorf

Kto.1 000500 BLZ301 50200

Postbank Essen

Kto. 852 23438 BtZ 360'100 43

: 0 6. Aug' 2S9
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Aus Sicht des Kreisgesundheitsamtes:
In dem neuen Schallgutachten, das zu diesem BP-Verfahren vorgelegt wurde (Peutz

Consult, vom 20.05.09), wurde vom Schallgutachter u.a. festgestellt, dass deutliche
Erhöhungen der Schallimmissionen insbesondere an den Gebäuden Windhövel 2 und

KaiserstraBe 5 und 7 durch die geplante Parkhauszufahrt zu erwarten sind (Verkehrslärm).

Weiterhin wurde (unter Berücksichtigung einer schalltechnisch optimierten Entwässerung

der Tiefgaragenzufahrt) eine Überschreitung des lmmissionsrichtwertes der TA Lärm für
den Nachtzeitraum am Gebäude Windhövel 2 ermittelt (Gewerbelärm).
Vom Schallgutachter wurde aufgrund dieser Tatsachen vorgeschlagen, eine Prüfung

bezüglich dör Erneuerung von passiven Schallschutzmaßnahmen (Fenster, Lüfter) für die

o.g. Gebäude durchzuführen (siehe Zusammenfassung des Schallgutachtens).

In der Begründung zum BP wurde dargestellt, dass die Umsetzung von erforderlichen
Maßnahmen bezüglich des Gewerbelärms und des Verkehrslärms für den Bereich des

Windhövelplatzes und die Gebäude Kaiserstr. 5 und 7 im Rahmen von
Baugenehmigungsverfahren bzw. städtebaulichen Regelungsmöglichkeiten außerhalb des

BP-Verfahrens erfolgen soll.
Um diese Regelungen verbindlicher zu gestalten, wird von hier aus angeregt, eine

textliche Festsetzung oder einen Hinweis direkt in den BP aufzunehmen, dass
entsprechende Regelungen zum Schallschutz im Rahmen von
Baugenehmigungsverfahren bzw. städtebaulichen Verträgen durchzuführen sind.

Zu der Lärmproblematik durch den Verkehrslärm auf der KaiserstraBe erfolgte bereits eine

Stell ungnahme in vorhergehenden BP-Verfah ren.
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&Kreis Mettmann
Der Landrat

Aus Sicht des Planungsamtes:
IJ nte re Landsc h afts be h ö rde :

Landschaftsplan:
Oaö Plangebiet liegt nicht im Geltungsbereich des Landschaftsplanes. Natur- oder

Landschaftssch utzgebiete we rde n nicht be rüh rt.

Umweltprüfung:
Die lnhalte des Umweltberichtes sind aus hiesiger Sicht ausreichend.

Eingriffsregelung:
Die planung Oedingt Eingritfe in Natur und Landschaft, für deren Kompensation im BP ein

Landschaftipflegerischer Fachbeitrag (LBP) erarbeitet wurde. Es werden keine

Anregungen hieau gemacht.

Artenschutz:
Der LBP beinhaltet unter Punkt 2.7.3 eine gutachterliche Aussage, dass im Plangebiet

,,keine besonders oder streng geschützten Arten der Fauna" aufgefunden wurden"

is wird somit davon ausgegangen, dass Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtstätten streng

geschützter Arten gemäß $ 10 Absatz2Zitter 11 BNatschG sowie europäische Vogelarten

gemäß Anhang I oder Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 791409/W{G - Vogelschutz-

Richtlinie (V- RL) nicht betroffen sind.

Planungsrecht:
Mit der Rechtskraft der 20. FNP-Anderung ist der Bebauungsplan aus den Darstellungen

des Flächennutzungsplans entwickelt.

lm Auftrag
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Bezirksregierung Düsseldorf

Bezirksregierung Düsseldorf, Postfach 300865, 40408 Dü.

Der Bürgermeister
Stadt Haan
Postfach 1665
42760 Haan

Auslegung des Bebauungsplanentwurfes Nr. 143,,Windhövel"

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. $ 3 Abs. 2 Bau- ge-
setzbuch (BauGB)

lhr Schreiben vom 29.06.2009, Az: 61-bo/

Durch den o.g. Planentwurf wird der Aufgabenbereich des lmmissions-

schutzes, der Abfall und Wassenruirtschaft sowie des Natur und Land-

schaftsschutzes nicht berührt.

Art und Maß der baulichen Nutzung soll im Plangebiet als Kerngebiet
(MK) fesgesetzt werden. Zulässig sind hier nichtgenehmigungsbedürf-
tige Anlage im Sinne des Bundes-lmmissionsschutzgesetzes
(BImSchG). Diese Anlagenart fällt nicht in die Zuständigkeit der Bezirks-

regierung Düsseldorf.

Des weiteren befindet sich im näheren Umfeld keine genehmigungsbe-

dürftige Anlage, die in die Zuständigkeit der Bezirksregierung Düsseldorf

fällt und auf die geplante Wohnnutzung negativ einwirken könnte.

lch bitte Sie deshalb den Kreis Mettmann als Untere lmmissionsschutz-

behörde im Rahmen der Trägerbeteiligung die o.g. Belange prüfen und

bewerten zu lassen.

lm Auftrag

Datum: 13.07.2009

Seite I von 1

Aktenzeichen:

53.01.04-218

bei Antwort bitte angeben

Herr Schubert

Zimmer: 288

Telefon:

0211 475-1288

Telefax:

0211 475-267i

hans-j uergen. sch u bert @
brd.nrw.de

Dienstgebäude und

Lieferanschrift:

Cecilienallee 2,

40474 Düsseldorf

Telefon: 0211 475-0

Telefax: 0211 475-2671

poststelle@brd. nrw.de

www.brd.nrw.de

Öffentliche Verkehrsmittel:

DB bis Düsseldorf Hbf

U-Bahn Linien U78, U79

Haltestelle:

Victoriaplatzil(lever Straße

Zahlungen an:

Landeskasse Düsseldorf

Konto-Nr.: 4 100 012

BLZ: 300 500 00 West LB AG

IBAN:

DE41 3005000000041 0001 2

BIC:

WELADEDD

S-f:,EflT tuffipd
Iing,: | $. _:;l; ;üiig

Arnt



Stadt Haan
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Lodesbetrieb Straßenba Nordrhein-Westfi len

Acgiotrdoiqlcrl$rug Nicdcrrücitr

Po$fach 101027' 41010 Möncheng.ladbrch

Stadt Haan
Planungsamt
Postfach 1665
42760 Haan

Straßen.NRW-Betriebssitz 'Postfach 10 16 53 .45816 Gelsenkirchen
Telefon: 0209/3808-0
Internet: www.strassen.nrw.de' E-Mail: kontakl@strassen.nrw.de

WestLB Dusseldorf . BLZ 30050000. Konto-Nr 4005815
Steuemummer: 53 19 /597U07 01

7l
StrqßeJr.N=w.'
Londesbehieb Stroßen bou Nordrhei n-Westfolen

Regionalniederlassung Niederrhein

Kontakt: Hen Budnick

Telefon: 02161/409:290

Fax: 021611 409-155

E-Mail: klaus.budniok@stassen.nrw.de

Zeichen: 20400/42.030D.10.07

(Bei Antworten bitte angeben.)

Datum: 29.07.2009

Bebauungsplan Nr. 143
Bereich: Windhövel

hier: öffentliche Auslegung gemäß S 3 (2), 4 (2) BauGB

lhr Schreiben an die Regionalniederlassung Rhein-Berg, Außenstelle Köln vom 29.06.2009,
Az.:61-bo

Stellungnahmen der Niederlassung Essen vom 20.06.2006 und 08.01 .2007, Az;
4300t 40400t2.1 0.07 .06 BP1 43FNP

Sehr geehrte Damen und Herren,

lhr Schreiben an die Regionalniederlassung Rhein-Berg, Außenstelle Köln wurde zuständigkeits-
halber an die hiesige Niederlassung weitergeleitet.

Das o.a. Plangebiet wird im Süden von einem Abschnitt der Bundesstraße 228 (Kaiserstraße)
innerhalb der Ortsdurchfahrt Haan begrenä:

Ahschnitt 5, Sfaf. 0,910 öis Sfat. 1,160

Baulastträger der Bundesstraße ist die Bundesrepublik Deutschland,

Gegen den o.a. Bebauungsplan werden seitens der hiesigen Niederlassung grundsätzlich keine
Bedenken erhoben. Es wird jedoch um Beachtung der folgenden Punkte gebeten:

Bzgl. der erforderlichen Baumaßnahmen auf der B 228 ist der hiesigen Niederlassung frühzeitig
vor Baubeginn, eine entsprechende Ausführungsplanung in 3-facher Ausfertigung, zwecks Ertei-
lung des Sichtvermerkes, vorzulegen. Bei der Entwurfsplanung ist insbesondere auf die Barriere-
freiheit im Straßenraum zu achten (--+ Leitfaden Straßen.NRW/ Ministerium f. Bauen u. Verkehr
NRW).

Regionalnicderlassung Niederrhein

Breitenbachstr. 90' 41 065 Mönchengladbach
Postfach 101027 . 41010 Mönchensladbach
Telefon: 02161/409-0
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ln diesem Zusammenhang wird auch um Vorlage eines Leistungsfähigkeitsnachweises gemäß
ESAS sowie einer Verkehrssimulation der Erschließungsvariante 1 gebeten. Ferner ist ein Si-
cherheitsaudit gemäß ESAS vorzulegen.

Hinsichtlich der Neu- und Umplanung von Lichtsignalanlagen ist ebenfalls frühzeitig eine Ab-
stimmung mit der hiesigen Abteilung "Betrieb, Verkehr. erforderlich. Ansprechpartner ist Herr
Uhoda Tel.: 02161 I 409483.

Die Kosten für erforderliche Lärmschutzmäßnahmen entlang der B 228, welche durch das ge-
plante Einkaufszentrum verursacht sind, werden seitens der Straßenbauvenryaltung nicht über-
nommen.

Ferner wird um Beachtung der Stellungnahmen der Niederlassung Essen vom 20.06.2006 und
08. 0 1 . 2007, Az.; 43O0 | 40400 12.1 0. 07. 06-BP 1 43F N P gebeten.

Mit freundlichen
lry\qftrag

tr*&^
( Budnick )
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-o lhre Nachricht vom

29.06.2009

Unser Zeichen

DÜ-BP-1463-4-KL

Deutsche Bank AG Solingen
Kto. 011 863 800' BLZ 342700 94
IBAN: DE35 3427 0094 001 1 86 38 00
BIC: DEUTDEDW342

Düsselberger Straße 2
42781 Haan

Telefon (02'1 04) 6913-0
Telefax (021 04) 691366
E-Mail brw@brw-haan.de
lnternet wwwbrw-haan.de
Auskunft erteilt - Nebenstelle

Frau Kolk -236
E-Mail

Marita. Kolk@brw-haan. de
Datum

07.07.2009

Postbank Köln
Kto. 37315501 . BLZ 370 10050
IBAN: DE18 3701 0050 0037 31 55 01

BIC: PBNKDEFF

H€iligenhaus '--"'
Wülftath

u') 
./

Uem^" ,/ f
,-" Wüpp",'b4-"J/ \Ith "*nl I

BERGISCH. RH EI N ISCHER WASSERVERBAN D
Körperschaft des öffentlichen Rechts

Eer Geschättsf[ihrer

BRW. Postfach 101765 . 42761 Haan

Stadt Haan
Postfach 16 65

42760 Haan

lhr Zeichen

61-bo

Stadt-Sparkässe Haan
Kto. 320 010 . BLZ 303 s12 20
IBAN: DE54 3035 1 220 0000 32 00 1 0

BIC: WELADED1 HAA

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. { 43,,Windhövel/Neuer Markf'
hier: Benachrichtigung von der Auslegung und Beteiligung, S 3(2), 4(2) BauGB, Abstimmung
mit den Nachbargemeinden, S 2(2) BauGB, Beteiligung der NaturschuEverbände

Sehr geehrte Damen und Herren,

Gegen die Planung erheben wir grundsätzlich keine Bedenken.
Die Auswirkungen bezüglich der von den zusätzlich versiegelten Flächen ausgehenden Ein-
leitungsmengen in die Gewässer/Kanalisation sind im weiteren Verfahren mit dem BRW un-
bedingt im Detail abzustimmen

Mit freundlichem Gruß
i. A. n

'I/ o i,t' //(
Dipl.-lng. Schu

tadt'Haan
Hngang: I 0. .,!g[i ?0CI9
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Elnzelhandels- 8nd Dienstleistungserband Am Offers 3 42551 Velbert

Herrn
Uwe Bolz
Planungsamt der Stadt Haan
Postfach 1665

42760 Haan

Stellungnahme des Rheinischen Einzelhandels- und
Dienstläistungsverbandes zum Bebauungsplan Nr. I43,,Windhövel",
Fassung vom 08.05.2009

Sehr geehrter Herr Bolz,

mit Schreiben vom 01.07.2009 überreichten Sie uns den geänderten

Bebauungsplanentwurf nebst Begründung im Zusammenhang mit der
erneuten Auslegung des Planes und der entsprechenden Beteiligung gemäß $

3 (2) 4 (2) Baugesetzbuch in der Fassung, Fassung vom 08.06.2009.

Wir beziehen uns voll inhaltlich auf unsere Stellungnahmen vom 25.07 und

22.12.2006 und auf die gemeinsame stellungnahme mit der Haaner

Werbegemeinschaft vom 29.03.2007, Wir stimmen den geänderten Planungen

zu und bitten um Berücksichtigung unserer Anregungen und Bedenken.

i L\,.
t 'r'j

Rheinischer €inzelhandel{
s nd Dienstleistungsverba nä-'

Gegchäftsstelle Kreis Mettmann

Am Offers 3
42551 Velbert
Tel. (020s1) 4s27
Fax (02051) 57395
velbert@einzelhandelnrw.de
www. rheinischer-ehdv. de

Velbert, 05.08.2009

.O

,l
Mit freqrdlichen Grüßen

! il it
ll ^y

pete/Rorre t/LUt"ü,
Geschäftsstellen leiter

40479 Düsseldorf' Kaiserstr. zt2a

Tel: 0211-49806-0 Fax: 0211-49806-36

42551 Velbert . Am Offers 3
Tei: 02051-45 ?7 Fa>:: 02051-57395

41236 Mönchengladbach' Mühlenstr. 129
Tel: 02166-2929 Fax: 021-66-250-35

41460 Neuss . Friedrichstr. 40
Tel; 0213!-21041 Fax: 0213r-104982

421G3 llt/uppertal ' Kipdorf 35
Tel: 0202-2483-o-0 Fax: 0202-24839-39

42651 Solingen ' Kölner Str. I
Telt 0212-222750 Fax: 0212-205109
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Handwerkskammer Düsseldorf

...f --, ,'!:

Stadt Haan
Planungsamt
Kaiserstraße 85
42781 Haan

Wirtschaftsförderung
Standortberatung

Unser Zeichen: He-hei
AnsprechPartner: Herr Hermann

Durchwahl: 021118795-322
Zimmer:
Datum:
Telefax:
e-mail:

223
16. Juli2009
021118795-344
herman n@hwk-d uesseldorf. de

Bebauungsplan Nr. 143,,Windhövel"

hier: unsere stellungnahme zur Trägerbeteiligung und zur offenlage

lhr Zeichen: 61-bo

Sehr geehrte Damen und Herren,

zum aktuellen Entwurf der o.g. Bauleitplanung beziehen.wir insoweit stellung' als wir Ziel

und Zweck pranung o"giüß"nl wir gehän mit äieser Beurteirung davon aus, dass die vorge-

sehenen Festsetzu'n;; d;. geeigrieten Rahmen birden, die rnnenstadt mit ihren zentralen

Funktionen aufzuwerten.

Mit freundlichen Grüßen
ER DÜSSELDORF

fu,

Georg-Schulhoff-Platz 1

40221 Düsseldorf
Postfach 1027 55

40018 Düsseldorf

Telefon 02 11-87 95-0
Telefax 02 11-87 95-1 10

http://www.hwk-
duesseldorf .de

Volksbank Düsseldorf Neuss eG

BLZ 301 60213 I Konto 200 001 176

BIC GENODEDlDNE

rBAN DE02 3016 0213 0200 0011 76

Postbank Köln
BLZ 370 1 00 50 / Konto 61 1 8-500

BIC PBNKDEFF

|BAN DE48 3701 0050 0006 1 1 85 00
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Teleton 021'1.582-01 Rheinbahn

Fax 0211.582-1966 Hauptverwaltung
Hansaallee 'l

rheinbahn@rheinbahn.de D-40549Düsseldorf
www.rheinbahn.de

Postfach 104263
D-40033 Düsseldorf

Stadt Haan

| 2 Aug. 2m9Stadt Haan
Postfach 16 65
42760Haan

lhr Zeichen

6l-bo/
Unser Zeichen

T 1022 KnAvIer
lhre Nachricht vom

29.06.2009

Anspreöparher

AbFilung

Zmmer

Telefon

Fa<

E-lulail

Datum

10.08.2009

Herr Knab
T 102
t74
02 ll 582-1422
02 lt 582-1047

Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 143 ,,Windhövel"

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu der o.g. Planung bestehen unsererseits keine Anregungen.

Das Plangebiet wird von unseren Bussen der Linien S850, 742, 784, 786, 792, DL5

und Ol mit der Haltestelle ,,Windhövel" bedient'

Die mittlere Gehwegentfernung zur Haltestellen beträgt ca. 150 m.

Mit freundlichen Grüßen

,ll ,lk
Stefan Knab

Vorstand:
Dirk Biesenbach
Sprecher des Vorstandes

Peter Ackermann
Vorstand
Personal und Betrieb

Vorsitzender
des Aufsichtsrates:
Ratsherr
RolfJürgen Bräer

Amtsgericht Düsseldorf
HRB 562

Ust.-ld.-Nr.
DE 119270551

Steuernummer
103/570510891

WestLB AG Düsseldorf
BLZ 300 50000
Konto 1 576 51 1

BIC WELADEDDXXX
IBAN
DE22 3005 0000 0001 5765 1 1

Stadtsparkasse Düsseldorf
BLZ 300 501 10

Konto 100 127 06
BIC DUSSDEDDXXX
IBAN

DE67 3005 01 10 0010 01 27 06

Mit Bus und Bahn
zur Hauptverwaltung

U-Bahn

@ Rheinbahnhaus
u74 Ut6 Ull
@ Belsenplatz
u70 u75

Bus

@ Belsenplatz
828 833 834 835

836 862



STADT HAAhJ

Weh rbereichsveruualtu n g West
ruW.4 - Az 45-03-03
Ord-Nr.: Westl E 286 06 c

Düsseldorf, .1,8. Juli2009 ,

Telefon: (0211) 959 -2313 ',

Telefax: (0211) 959 -2281
B earbeiter: Herr Schrammen
E-Mail:
wbl'rvestlUW4 toeb@bundeswehr.org

-1. --

,f i.

Wehrbereichsverwaltune West. Postfach 30 10 54. 40410 Düsseldorf

Stadt Haan
Alleestraße 8

42782 Haan

Betreff: Bauieitpianung;
hier: Bebauungsplan Nr. 143 "Windhövel"

Bezus: Ihr Schreibenvom 01.07.09 - Az 6l-bol

Sehr geehrte Damen und Herren,

unter Bezugnahme auf Ihr o.a. Schreiben teile ich Ihnen mit, dass unter Berücksichtigung der

von mir wahrzunehrnenden Belange - meinerseits grundsätzlich.keine Bedenkel gegen die

Realisierung der o.a. Planung bestehen.

Iüit freundlicherr Grüß en

im Auftrag

/zxrA-+r
,drhru*-.n

HauptsiE Düsseldorf:
Wilhelm-Raabe-Str. 46
40470 Düsseldorf
M.wbv-west.de

Telelon:
Vermittlung: (02'11) 959 - 0
Telefax: (02'1 1) 959 - 2187
Bw-Kennzahl: 3221

Bankverbindunq:
Deutsche Bundesbank
Filiale Saarbrücken
BLZ 590 000 00
Konto-Nr.: 590 010 20

Außenstelle Wlesbaden:
Moltkering 9
65189 Wiesbaden



Neuapostol ische Kirche rrd$etudtlkl$ffien

Einsang: 0 3. AUg. 2009

Amt

Stadt Haan
Planungsamt
Postfach 1665
42760 Haan

lhr Zeichen
lhre Nachricht vom:

Unser Zeichen
Unsere Nachricht vom:

Name
Funktion/Abteilung
Telefon
Mobil
Fax
E-Mail

Datum:
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29.06.2009
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Friedel Pichel
Liegenschafien
+49 (0)231 57700-84
+49 (0)171 X)m(x)oü
+49 (0)231 57700-38
f.pichel@nak-nrw.de

30. Juli 2009-07-30

-o AUFSTELLUNG DES BEBAUUNGSPLANS NR. 143,,WINDHOVEL"

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir haben keine Anregungen oder Bedenken vorzubringen.

Freundliche Grüße

Neuapostolische Kirche NRW
Verwaltung Dortmund

i): f r/..t' ,i:,i ,:.'t,-L.i
Friedel Pichel

Neuapostolische Kirche
Nordrhein-Westfalen K.d.ö, R.

Postanschrift:
44028 Dortmund, Postfach 1028 42

Hausanschrift:
44141 Dortrnund, Kullrichstraße 1

Telefon0231 57700-0 Telefax023l 57700-38
E mail : Dortmund@nak-nruv.de I nternet: wwv. nak-nrw.de

Bankverbindungen: Dresdner BankAG Konto-Nr 353 879 500 Bankleitzahl 440 800 50

Stadtsparkasse Dortmund Kcnto-Nr 301 001 800 Bankleitzahl 440 50i 99

Spendenkonto: Postbank Dortmund Konto-Nr. 6 950 464 Bankleitzahl 440 1 00 46
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StadtWuppertal - Ressort 101 -

Stadtverwaltung Haan
Planungsamt
Alleestraße 8
42781 Haan

Rathaus.
42269 Wuppertal

Es informiert Sie Frau Günther

Telefon (0202) 563 - 4298
Fax(0202) 563 - 8493
E-Mail barbara.guenther@stadt.wuppertal.de
Zimmer A-220
Sprechzeiten Mo - Do 09.00 - 15.00 Uhr,
{nochVereinborunsl Fr 09.00 - 12.30 Uhr
Zeichen 1O1.12
Datum 02.07.2009

Bebauungsplan Nr. 143,,Windhövel"

Beteiligung gem. S 3 (2) und S 4 (2) BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Belange der Stadt Wuppertal werden durch den oben angesprochenen Bebauungsplan der

Stadt Haan nicht berührt.

Mit freundlichen Grüßen
i.A.

/)c^
Vwt
/

Günther

O:\Nachbargemeinden\HaadBPlan 1 19 doc
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Der Bürgermeisterr: 
' ffi

Planungs- und Vermessungsamt W
Hausanschrift
Telefonzentrale 0 21 03 172 - 0

Postanschrift:

Stadt Haan
Der
Postfach 1

42760

100880 .40708 Hilden

Mein Name

Mein Zimmer

Mein Zeichen

Mein Telefon

Mein Telefax

Meine eMail

Lutz Groll
435
lV161.1 Groll-STEP
02103172-416
02103t72-622
lutz.qroll@hilden.de

(1F{
O,,'0

F{rp{F
)j{

lhre Nachr. vom 01.07.2009
lhr Zeichen

07.07.2009

$tauit Hean

E $, iul,i tüü8
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Äs-..__-_^x^_ Mo Fr. 8 - 12Uhr, Di Mi I - 16 Uhr, Do
unnungszeften g_1guhr

781 ,783 u.784 - Haltestelle

'Am Rathaus"

und Zahlunoen bitte stets

Bebauungsplan Nr. 143 "Windhövel" der Stadt Haan;
hier: erneute Offenlage

Sehr geehrte Damen und Herren,

für die mir zur Verfügung gestellten Unterlagen möchte ich mich bedanken.

Die Stadt Hilden hat sich bereits im Verlauf des bisherigen Aufstellungsverfahrens dahin-
gehend geäußert, dass keine grundsätzlichen Bedenken gegen die beabsichtigte Errich-

tung einer Einkaufspassage in der Haaner Innenstadt bestehen.

Das Einzelhandelskonzept für die Stadt Haan aus 2006 hat zudem, soweit das überhaupt
möglich ist, nachweisen können, dass durch die Ansiedlung der Windhövel-Passage die

Auswirkungen auf den Einzelhandel in der Stadt Hilden unterhalb der Erheblichkeits-
schwelle von 7 -10o/o liegen werden.

Insofefn besteh,t von meiner Seite keifr Anl,ass, im Rqhmen der erneuten Offenlaqe des
Beb?uunqspiqngs Nr. 143 nun,B_qdenken zV äußern, da die städtebauliche, raumordneri-
sche und ökonomische Verträglichkeit des Projektes bei einer späteren Umsetzung gege-

ben zu sein scheint.

1. Beigeordneter
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Konten der Stadtkasse
Hilden:

Sparkasse Hilden-Ratingen-Velbert:
Volksbank RS/Solingen:
Deutsche Bank:

343 00 566 BLZ334 500 00 Dresdner Bank:
361 469 BLZ340 600 94 Commerzbank:
788 401 800 8L2300700 10 Postbank Köln:

590 308 700 BLz 300 800 00
652 860 800 BLz 300 400 00
1 1 7 15 509 BLZ 370 1 00 50



Die Oberbürgermeisterin

Stadt Haan
Postfach 1665
4276Q Haan

Sprechzeiten:
Mo.-Fr.8-12Uhr
Di. 14 - 17.30 Uhr
Do. 14 - 16 Uhr
und nach Vereinbarung

www.remscheid.de

42849 Remscheid

,l

(0 21 91) 16 - 30 5Y, r
io zr srl 16 - 33 70----*-'-'-
knappe@str.de
0.12t1
(bitte stets angeben)

31.07.2009

;c

Buslinien:
260, 61 5, 651 , 652, 653,
654, 655, 656, 657, 658,
660, 664, 665, 670, 672,
673, 675
Bushaltestelle:
Friedrich-Ebert-Platz

Bankverbindungen:
Stadtsparkasse
Remscheid
BLZ 340 500 00
Kto.-Nr. 18

Postbank Köln
BLZ 370 100 50
Kto.-Nr. 160 90-508

{,"uu 2 //4-:*.4- - |ä'EtFr
-j- 'tSTADT*-*REMSCHEID

DIE OBERBÜRGERMEISTERIN

Zentraldienst Stadtentwicklung und Wirtschaft

Kontakt
Adresse
Raum
Telefon
Telefax
E-Mail
Zeichen

Datum

Stellunqnahme der Stadt Remscheid:

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange an der

Bauleitplanung gemäß $ 2 AbsaE 2 und $ 4 AbsaE 2 Baugesetzbuch:

. öffentliche Auslegung des Bebauungsplans Nr. 143 ,,Windhövel"

. lhr Schreiben vom 29.06.2009/lhr Zeichen: 61'bo

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen das genannte Bauleitplanverfahren bestehen von Sbiten der Stadt Remscheid keine
Anregungen.

Mit freundlichen Grüßen
lm Auftrag

.. rl./l t /- IJ r tt t.a t
I ' ü' UIJI

H a ns-6dtd SEn hensche in. ,tzenlralcllenslrerrer

5äät t-{aan

$\. Aus' 2009

Ludwigstraße 14 ,. ,,j ,r?
2i1 i q." j{
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Brirgermeister der Stadt Haan
Planungsamt
Postfach 16 65

42760Haan

Bonn, den 6. August 2009

Res.-Nr. 5 06 1958 + 5 09 1735
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Bauleitplanung der Stadt Haan: Bebauungsplan Nr. 143 (Windhövel)' hier:
Stellungnahme zur öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfes gemäß

$ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeitvom06.07.2009 bis zum 07.08.2009.

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit der heutigen Stellungnahme gemäß $ 3 Abs. 2 BauGB beteiligen wir uns im Rahmen der

andauernden anwaltlichen Vertretung emeut am Außtellungsverfahren für den Bebauungs-

plan Nr. 143 (Windhövel) der Stadt Haan.

Bonn Berlin
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Brüssel Karlsruho
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Teleton: +32 2 74003-20 lol. +49721 91343-43
Teletax: +32 274003-29 Fax+4972'l 9134344
e-mail: bruessel@redeker.ds e-mail: karlsruhe@redeker.de

STADT HAAf\J i

Eing,: 1 l" Aug. 2009

Rechtsform: Partnerschaftsgesellschafl Sitz Bonn AG Essen PR 1947 UstlD: DE 122128379
Deutsche Bank Bonn BLZ 380 700 59 Kto. 0 360 990 . Sparkasse KölnBonn BLZ370 501 98 Kto. I 383

www.redeker"de
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obj ektiv unzutreffend und nicht sach gerecht beanstandet.

Soweit die jetzt vorliegende Überarbeitung des Bebauungsplans Nr. 143 den Versuch

unternimmt, diese sehr nachhaltigen Beanstandungen des Oberverwaltungsgerichts

NRW auszuräumen und durch eine veränderte Fassung der Planbegrtindung zu entkräf-

ten, ist ein derartiger Versuch allerdings missglückt.

Stimtliche planungsrechtlichen (textlichen) Festsetzungen sind mit dem neuen Bebau-

ungsplanentwurf Nr. 143 ohne jede Anderung übernommen worden. Es geht damit auf

der Ebene der planerischen Abwägung gemäß $ I Abs. 7 BauGB also lediglich darum,

eine im Wortlaut vertinderte Bebauungsplanbegründung vorzulegen und diese in Bezug

auf die Lärmschutzgesichtspunkte inhaltlich getinderte Planbegründung auf die ergän-

zende schalltechnische Untersuchung auf Basis von aktuellen Verkehrsmengenfeststel-

lungen (Prognosen, Maximalbetrachtung) zurückzuführen.

Damit sind aber bereits im Ansatz die besonders nachhaltigen Bedenken, auf denen die

Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts NRW vom 19.03 .2009 im Kern beruhen,

gerade nicht ausgeräumt und nicht objektiv zutreffend überarbeitet bzrv. nachgebessert.

So fehlt - nach wie vor - die vom Oberverwaltungsgericht geforderte, nämlich aussage-

kräftige Ermittlung des aktuell gegebenen Verkehrsaufkommens insgesamt und die

vollständige Prognose des (ebenfalls insgesamt) planbedingt zu erwartenden Verkehrs-

zuwachses. Die Entscheidungen vom 19.03.2009 haben insofern u.a. auch beanstandet,

dass hier im vorausgehenden Verfahren mit einer nicht ausreichend verlässlichen Prog-

nosegrundlage gearbeitet worden ist, weil lediglich an zwei Tagen im Januar und Feb-

ruar 2006 (wdhrend der Tageszeit) Zählungen vorgenorrmen worden seien.

Auch diese unzultinglichen Prognosegrundlagen sind durch die nunmehr zugrunde ge-

legte schalltechnische Untersuchung vom 20.05.2009 nicht in ausreichender Weise

nachgebessert worden, sodass auch die Ergebnisse dieser überarbeiteten schalltechni-

schen Untersuchung nicht ohne weiteres in den Abwägungsvorgang und das Abwä-

gungsergebnis hinein übemommen werden können"

Es bleibt im Zusammenhang mit den zu erwartenden Lärmbelastungen, die planbedingt

und vom Planvollzug ausgelöst sein werden, bei einer auch für die Abwägung selbst ob-

jektiv unzulänglichen Grundlage, sodass hier - im Sinne der vorausgehenden Normen-
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kontrollentscheidungen - erneut wenn nicht von einem Abwägungsausfall, so aber doch

immerhin von einem beträchtlichen Abwägungsdefizit, einer in Läirmschutzgesichts-

punkten durch greifenden Abwägun gsfehl gewichtung aus ge gan gen werden mus s.

Der Rat der Stadt Haan wird dies bei der Abwägungsentscheidung im Zusammenhang

mit dem Bebauungsplan-satzungsbeschluss, der bereits für Anfang September 2009 be-

absichtigt ist, berücksichtigen müssen.

Auch die im Einzelfall erforderlichen Abgrenzungen zwischen den etwa doch in Be-

tracht kommenden aktiven und den erst sekundä zu beachtenden passiven Lärm-

schutzmaßnahmen befinden sich bislang in dem vorliegenden Abwägungsmaterial wie-

derum nicht.

Insgesamt sind also die mit den Normenkontrollentscheidtrngen aufgezeigten Fehlerhaf-

tigkeiten des urspri.inglichen Bebauungsplans Nr. 143 nur unzulänglich aufgegriffen und

mit einer bloßen Bearbeitung der Plan- bzw. Entwurfsbegründung in der nunmehr gel-

tenden Fassung vom 08.06 .2009 nicht auf den Weg zur notwendigen und vollständigen

planerischen Abwägung gebracht worden.

Eine zukünftige Normenkontrolle gegen den Bebauungsplan Nr. 143 wird sich also

auch in dieser Hinsicht erneut auf erkennbare und gleichwohl nicht ausreichend überar-

beitete bzw. berücksichtigle Abwägungsdefizite stützen können und müssen.

3. Es kommt hinzu, dass die Überarbeitung des Bebauungsplans Nr. 143 - auch dies erneut

lediglich auf der Ebene der Planbegründung - weiteren Gesichtspunkten, die ebenfalls

eine Unwirksamkeit des Bebauungsplanes insgesamt begründen können und begründen,

nicht ausreichend Rechnung trägt. Auch diese Gesichtspunkte greifen also - erneut - im

Sinne einer Unwirksamkeit des Bebauungsplans Nr. 143 durch.

Hierbei geht es zunächst um eine wiederum nicht genügende städtebauliche Motivation

/ Rechtfertigung des Ausschlusses von Vergnügungsstätten in den MK-Gebieten gemäß

Ziffer 2.7 der Planbegründung. Die allein textlich etwas erweiterte Fassung der jetzigen

Begründung enthält keine ausreichenden Ansatzpunkte für ein anzuerkennendes städte-

bauliches Gesamt- oder Teilkonzept,mit dem ein Ausschluss gemtiß $ 1 Abs. 5 BauN-

VO tragftihig sein könnte. Die Begründung geht nunmehr zwar über die ursprünglich al-

lein geltend gemachten Aspekte des denkmalrechtlichen Umgebungsschutzes etwas
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hinaus, enthält aber auch damit keine ausreichenden städtebaulichen Rechtfertigungen;

dies bedeutet hier zugleich, dass die städtebauliche Erforderlichkeit dieser planungs-

rechtlichen Festsetzung gemäß $ 1 Abs. 3 BauGB nicht gegeben ist, sodass auf die

grundsätzliche Ausschlussmöglichkeit des $ I Abs. 5 BauNVO in dieser Hinsicht gera-

de nach wie vor nicht zurückgegriffen werden kann.

Ebenso machen wir weiterhin geltend, dass die Gliederung der überbaubaren Fläche des

MK 1-Gebietes im nordwestlichen Teil durch Einfügen einer weiteren Baugrenze der

Gestalt, dass hier eine um 6 m verringerte maximale Gebaudehöhe zur Geltung kommt,

nicht mit g 1 Abs. 3 BauGB in Einklang gebracht werden kann. Auch insoweit fehlt es

also im Anschluss an die diesbezüglichen Hinweise der Normenkontrollentscheidungen

vom 19.03.2009 ander städtebaulichen Rechtfertigung bzw. an der städtebaulichen Er-

forderlichkeit.

Dies kann auch mit $ 6 Abs. 6 BauO NW in der jetzt gültigen Fassung nicht ausgeräumt

werden; eine sinnvolle bauliche Nutzung unter Berücksichtigung des $ 6 BauO NW

insgesamt zeichnet sich also mit dieser planungsrechtlichen Festsetzung fix das betref-

fende Teilgebiet in MK i nicht ab.

Damit ist auch die planerische Zielsetzvng, einen verträglichen Übergang nrischen den

angrenzenden Nutzungen entlang der Schillerstraße rurd dem geplanten MK 1-Gebiet zu

gewährleisten, objektiv verfehlt, nicht erreichbar und somit ebenfalls nicht an der städ-

tebaulichen Erforderlichkeit des $ I Abs. 3 BauGB positiv zu messen.

Soweit zur Stütze und zur Begri.indung des Bebauungsplans Nr. 143 und der damit in-

tendierten Windhövel-Passage hauptsächlich - und insoweit als Plan- und Rechtferti-

gungsbegründung auch notwendigerweise - auf die seit 1999 vorliegenden Einzelhan-

delsuntersuchungen und das interkommunale Einzelhandelskonzept sowie auf die Un-

tersuchung der CIMA zurückgegriffen wird, hat das Oberverwaltungsgericht NRW in

den Urteilsbegründungen vom 19.03.2009 unter Ziffer 3 darauf hingewiesen, die städte-

bauliche Erforderlichkeit der Planung gemäß $ 1 Abs. 3 BauGB sei insoweit nach Lage

der Dinge nicht zu verneinen; zulässiges Ziel der Planung sei es, die Voraussetzungen

für eine "Erweiterung der Haaner Innenstadt" herbeizuführen und Defizite zu beheben,

die in den vorliegenden Einzelhandelsgutachten und Einzelhandelsuntersuchungen fest-

gestellt und dargelegt worden seien.

4.
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Damit ist allerdings die grundsätzliche Fragestellung der für die Innenstadt von Haan

maßgebenden Verträglichkeit bestimmter Größenordnungen von Einzelhandels-

Erweiterungsflächen noch nicht glinzlich beantwortet, sodass auch in dieser Hinsicht ge-

rade trotz der in den Urteilen vom 19.03.2009 gegebenen Hinweise nachhaltige Zweifel

und planungsrechtliche, so auch bei $ 1 Abs. 3 BauGB und - darüber hinaus - bei der

planerischen Abwägung gemäß $ I Abs. 7 BauGB durchschlagende Bedenken verblei-

ben, die die mit diesem Bebauungsplan beabsichtigte und immerhin zu ermöglichende

Größenordnung der Windhövel-Passage betreffen.

Es geht im Kern und bei genauerer Betrachtung auch unter voller Berücksichtigung der

vorliegenden Einzelhandelsgutachten und der entsprechenden zahlenmäißigen Bewer-

tungen weniger um eine Komplettierung oder eine angemessene und verhältnismäßige

"Erweiterung" der einzelhandelsorientierten Möglichkeiten in der Innenstadt von Haan,

sondern - in einem auch städtebaulich deutlichen Gegensatz dant - um nichts anderes

als eine "Ersatzlösung" für die jetzt noch vorhandene innerstädtische Einzelhandels-

struktur.

Keine der vorliegenden Einzelhandelsuntersuchungen ist darauf ausgerichtet, diesen

"Innenstadtersatz" zu bewerten oder gar Ar quantifizieren und die Auswirkungen eines

entweder gut funktionierenden oder eines mittelfristig nicht einschlagig funktionieren-

den Konzeptes Windhövel-Passage in die Überlegungen einzubeziehen.

Wenn sich demgemäß die Kaufkraftinteressen - abgesehen von den in den Gutachten

ebenfalls berücksichtigten Konkurrenzsituationen Hilden und Solingen - auf eine funk-

tionierende und der jetzigenPlanung entsprechende Windhövel-Passage konzentrieren,

kann durch die bauliche und funktionale Anordnung (zwischen Neuer Markt einerseits

und Windhövel andererseits) die relativ klare und eindeutige, deshalb in der Planung

ebenfalls mindestens auf der Abwägungsebene zu berücksichtigende Erwartung ausge-

sprochen werden, dass andere und jetzt deutlich einzelhandelsorientierte und fär die

Größenverhältnisse in Haan auch verhältnismäßige Standorte darunter nicht nur be-

trächtlich leiden und Schaden nehmen werden, sondern aus der innerstädtischen Einzel-

handelslandschaft zwangsläufi g verschwinden.

Diese Schlussfolgerung, die hier allein der für die Stadt Haan und flir die Innenstadt

deutlich überzogenen Größenordnung des Proj ektes Windhövel-Passage zuzuschreiben

ist, muss die Planung also möglicherweise nicht auf der Ebene der städtebaulichen Er-
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forderlichkeit gemäß $ 1 Abs. 3 BauGB sehen und gesondert bewerten, wie es das

Oberverwaltungsgericht NRW andeutet, wohl aber auf der Ebene der planerischen Ab-

wägung und der von der Planung insgesamt berührten öffentlichen und privaten Belan-

gegemäß$1Abs.7BauGB.

Zu diesem Problembereich hat sich das Oberverwaltungsgericht NRW weder direkt,

noch mittelbar geäußert oder äußern müssen, weil die in anderer Hinsicht (Läirmschutz)

festgestellten Abwägungsdefizite so erheblich waren, dass auch mit sonstigen Abwä-

gungsgesichtspunkten aus $ I Abs. 7 BauGB nicht mehr darüber hinaus argumentiert

werden musste.

In einer erneuten Überprtifung der Wirksamkeit / Unwirksamkeit des Bebauungsplans

Nr. 143 wird aber auch diese Fragestellung auf der Abwägungsebene erneut aufgegrif-

fen werden können und müssen; die Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts vom

19.03.2009 schließen dies einerseits auf der Ebene des $ I Abs. 3 BauGB nur mittelbar,

andererseits aber auf der Abwägungsebene des $ I Abs. 7 BauGB überhaupt nicht aus.

Auch in dieser Hinsicht geben wir also für unsere Mandanten mit der heutigen Stel-

lungnahme den vorsorglichen Hinweis, dass es bei der jetzt bevorstehenden Abwä-

gungsentscheidung, die der Rat der Stadt Haan zu treffen hat, emeut um die durchge-

hend erörterten quantitativen Aspekle, die der Bebauungsplan ermöglichen soll und die

er zulässt, gehen wird und gehen muss; dies auszuklammern und aus der abschließenden

planerischen Entscheidung auszublenden, ist also auch im Blick auf die vorausgehenden

gerichtlichen Entscheidungen weder möglich, noch zulässig'

Für unsere Mandanten machen wir jedenfalls auch in dieser Hinsicht ein nicht unerheb-

liches Abwägungsdefizit geltend, welches die vorliegende Planbegrtindung (Entwurfs-

begründung) in der Fassung vom 08.06 .2009 ebenfalls nicht ausreichend aufgreift und

bewertet.

Es sind bei genauer Betrachtungsweise bereits detaillierte projektorientierte Erwägun-

gen, die eine derartige Verkaufsflächen-Erweiterung und eine derartige innerstädtische

planung bis in die gestalterischen Einzelheiten hinein prägen sollen; dies aber ist natur-

gemäß nicht die Aufgabe der kommunalen Bauleitplanung in der hier vorliegenden Fas-

sung eines qualifizierten Bebauungsplanes, der sich auch systematisch vom Vorhaben-

und Erschließungsplan des $ 12 BauGB unterscheidet'
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Auch die unterschiedlichen Flächendefinitionen, die aus der Entwurßbegründung er-

sichtlich sind und die ein (nur) bestimmtes Verkaußflächenmaß intendieren bzw. be-

grtinden, sind u.a. im Verhältnis der genannten Flächen zueinander nicht geeignet, sol-

che großenordnungsm?ißigenund grundsätzlichen, auf der Abwägung des $ 1 Abs. 7

BauGB beruhenden Bedenken zu entkräften oder auszuräumen.

Der Bebauungsplan Nr. 143 in seiner jetzigen Fassung wird deshalb u.E. erneut auch in

dieser Hinsicht zur gerichtlichen Kontrolle gemäß $ 47 VwGO gestellt werden müssen,

um die Angemessenheits- und Verhaltnismeißigkeitsgesichtspunkte klären zu lassen, die

eben alles in allem primär bei der planerischen Abwägung des $ 1 Abs. 7 BauGB unter-

zubringen sind und allenfalls mittelbar oder in zweiter Linie bei dem Gesichtspunkt der

städtebaulichen Erforderlichkeit gemäiß $ 1 Abs. 3 BauGB.

Die insgesamt zulässigen und notwendigen Einwendungen, die wir mit der heutigen

Stellungnahme gemäß $ 3 Abs. 2 BauGB in das Verfahren einbringen, lassen sich ab-

schiießend dahin zusammenfassen, dass es - erneut - an einer sachgerechten und für

Haan verhältnismtißigen (angemessenen) städtebaulichen Planung fehlt, dass mit diesem

Angebots-Bebauungsplan ausschließlich projektorientierte Erwägungen zugrunde gelegl

werden, welche die anzuerkennenden Maßstäbe einer vernünftigen Haaner Innenstadt-

entwicklung außer Acht lassen und gerade auch im Einzelhandel bestehende interkom-

munale Konkurrenzverhältnisse dadurch ausgleichen wollen, der Innenstadt Haan mit

der Windhövel-Passage ein Projekt zuzuordnen, dessen dauerhafte und nachhaltige

Funktionsfiihigkeit schon heute deutlich in Frage gestellt ist.

Eine solche Entwicklung für die Stadt Haan, und zwar gerade auch im Blick auf die

zentralörtlichen Funktionen des Mittelzentrums, darf und muss auch in der jetzigen pla-

nungsrechtlichen Diskussion als nicht nachhaltig und als schädlich bzw. schädigend an-

gesprochen werden. Solche Entwicklungen zu ermöglichen oder zuzulassen, ist indes-

sen nicht als eine vernünftige Umsetzung der Planungsgrundsätze und Planungsleitsätze

des $ 1 Abs. 6 BauGB anzusehen.

Der sachliche und fachliche, der städtische und städtebauliche Konfliktstoff, den diese

Innenstadtplanung (übrigens seit Jahrzehnten) herbeiführt und auslöst, ist auch mit der

jetzigenFassung des Bebauungsplans Nr. 143 eindeutig nicht lösbar.

Aufgabe der Bauleitplanung ist aber gerade die sachgerechte Konfliktlösung im Einzel-
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nen und in der gesamten städtebaulichen Entwicklung, während es im vorliegenden Fall

- und auch dies beeinträchtigt im Ergebnis die rechtliche Wirksamkeit des Bebauungs-

plans - geradezu im umgekehrten Sinne darum geht, innerstädtische, städtebauliche,

nutzungsmäßige und funktionale Konflikte herbeizuführen und es dann später dem

"freien Marktgeschehen" zu überlassen, damit ohne einen jeden weiteren möglichen

planungsrechtlichen oder sonstigen rechtlichen Vollzug angemessen umzugehen.

Solche Entwicklungen aber, die der Bebauungsplan Nr. 143 zulässt und ermöglicht, die

er geradezu provoziert, befinden sich für die Stadt Haan (wie flir jede andere handelnde

Kommune) weit außerhalb dessen, was $ 1 BauGB als Aufgabe, als Begtiffund als

Grundsätze der städtischen Bauleitplanung versteht, auch deutlich genug aufzeigt und

damit also auch rechtlich verbindlich regelt.

Der Grundkonflikt, der sich mit dieser Planung durch die vergangenen Jahrzehnte zieht,

ist jedenfalls in der nunmehr emeut beabsichtigten Art und Weise nicht lösbar, wobei

dies generell oder im Detail den kommunalpolitischen Bekundungen naturgemäß allen-

falls andeutungsweise (soweit denn überhaupt) zu entnehmen ist.

Die kommunale und kommunalpolitische Wünschbarkeit einer bestimmten Projektent-

wicklung in der Haaner Innenstadt ist aber bei alledem am Ende nicht der Maßstab, mit

dem über die Wirksamkeit oder die emeute Unwirksamkeit des Bebauungsplans Nr'

143 zu befinden sein wird.

Die auch bislang sehr unterschiedlich bewerteten Auswirkungen einer solchen für die

Stadt Haan gerade bislang nicht typischen innerstädtischen Projektentwicklung lassen

sich jedenfalls trotz der vorliegenden Begutachtungen mit den jetzt maßgebenden Pla-

nungsgrundlagen und planungsrechtlichen Festsetzungen nicht einmal im Ansatz abse-

hen; auch dies wäre Aufgabe der Bauleitplanung, denn das Monitoring des $ 4 c BaUGB

hilft gerade nur auf der Ebene der umweltbezogenen Auswirkungen, nicht aber auf der

hier allein angesprochenen Ebene der dauerhaften und nachhaltigen städtebaulichen

Funktionsfühigkeit einer derartigen Projektentwicklung, nicht auf der Ebene der negati-

ven Folgeerscheinungen und Folgewirkungen.

Insofem leistet der Bebauungsplan Nr. 143 also auch in derzeitiger Fassung nicht, was

er im Blick auf die gesamte zukünftige Entwicklung der Innenstadt Haan leisten müsste,

um sich damit insgesamt und auch in einer angemessenen Zukunftsperspektive als gänz'
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lich abwägungsgerecht darstellen zu lassen.

Es zeichnet sich damit ab, dass wir auch diese mögliche Kernfrage der Projektentwick-

lung und der diese Projektentwicklung tragenden Inhalte des Bebauungsplans Nr. 143

nach dem nunmehr zu erwartenden Satzungsbeschluss noch weiter thematisieren und

vertiefen werden.

Zunächst wird mit der heutigen Stellungnahme darum gebeten, alle hier genannten As-

pekte und Bewertungen in der zuktinftigen Erörterung der Planungsinhalte und im Vor-

feld des Satzungsbeschlusses, also der eigentlichen planerischen Abwägungsentschei-

dung durch den Rat der Stadt Haan zu berücksichtigen. Ebenso wird darum gebeten, uns

über den Ausgang und die Ergebnisse einer derartigen Berücksichtigung schriftlich zu

informieren, wenn der Diskussions- und Entscheidungsprozess, dessen die Aufstellung

des Bebauungsplans Nr. 143 bedarf, entweder durch Zwischenentscheidungen oder

durch die endgültige Entscheidung des Rates der Stadt Haan abgeschlossen worden ist'

6.

A

'n{ffro""M"tlrot
(Dr.-Klaus D. Becker)

Rechtsanwalt
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Dies bedeutet für unsere Mandantin aber gleichwohl nicht, direkt oder indirekt an den gegen

die planung gerichteten Aktivitäten der Bürgerinitiative Innenstadt Haan beteiligt gewesen

oder beteiligt zu sein und dies führt also ebenso zwangsläufig dazu, dass wir uns im Rahmen

dieser gesondert begründeten anwaltlichen Beratung und Vertretung auch schriftsätzlich ge-

sondert gemäß $ 3 Abs. 2 BauGB zur beabsichtigten Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.

143 für unsere Mandantin äußem.

Ich bitte darum, dies u.a. auch in der zukünftigen Handhabung, auch in der Handhabung der

einschlägigen und die Bebauungsplanaufstellung begleitenden Korrespondenz zu berücksich-

tigen.

Nicht nur mit Blick auf die jetzt erneute Bebauungsplanaufstellung im Anschluss und im Sin-

ne der OVG-Urteile vom 19.03.2009, sondern vor allen Dingen auch im Zuge der weiteren

umlegungsrechtlichen Erörterungen und Entscheidungen soll diese getrennte Sachlage für

unsere Mandantin unbedingt beibehalten werden; ftir die spezifisch umlegungsrechtlichen

Gesichtspunkte, sollte das faktisch ruhende Umlegungsverfahren 07 denn zu einem späteren

Zeitpunkt wieder aufgenommen werden, ist dies alles ohnehin selbsWerständlich.

Dies als wesentlichen Gesichtspunkt für die anwaltliche Beratung und vertretung vorausge-

schickt, ist ftir unsere Mandantin zu den beabsichtigten planungsrechtlichen Festsetzungen

und deren Begründung nunmehr folgende Stellungnahme gemäß $ 3 Abs. 2 BauGB ab-

zugeben:

l. Bereits aus dem Umlegungsverfahren und aus der dort fiir unsere Mandantin geltend

gemachten Argumentation ist der Stadt Haan auch als Träger der kommunalen Bauleit-

planung bekannt, dass die Inanspruchnahme des Grundstücks Kaiserstraße 19, die auf

eine faktische Inanspruchnahme der dortigen geschäftlichen und wohnungsmäßigen

Nutzungen übergreift, so massiv und quantitativ wie qualitativ erheblich ist, dass damit

die Grenzen auch der spezifisch umlegungsrechtlichen Befugnisse und Möglichkeiten

überschritten werden. Ich habe in der Korrespondenz deshalb auch bereits darauf hin-

weisen müssen, dass eine derartige Bauleitplanung in Bezug auf die besonderen Ver-

hältnisse eines einzelnen und eines so erheblich betroffenen Grundstücks nur dann

rechtmtißig und aus $ 1 Abs. 7 BauGB heraus abwägungsgerecht sein kann, wenn denn

schon im Rahmen und im Zvge der Planaufstellung selbst die Eigentum beeinträchti-

genden und Eigentum verletzenden Auswirkungen eines derartigen Bebauungsplanes

ausreichend berücksichtigt und in der planerischen Abwägung eingearbeitet worden
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sind.

Von alledem ist allerdings auch bei der jetzt erneuten Aufstellung des Bebauungsplans

Nr. 143 keine Rede, weil offenbar auch bezüglich des Grundstticks unserer Mandantin

von dem nur im Übrigen zutreffenden Grundsatz ausgegangen worden ist, dass die Bau-

leitplanung jedenfalls prinzipiell auch über bestehende Grundstücksgfenzen und Nut-

zungen hinweggehen darf oder soll, wenn denn der Vollzug eines derartigen Bebau-

ungsplanes im anschließenden Enteignungs- oder Umlegungsverfahren als rechtlich

ausreichend gesichert angesehen und als gewährleistet gelten kann'

Gerade so liegen die Dinge hier im Falle des Grundstücks unserer Mandantin aber nicht'

Denn aus unserem Blickwinkel steht auch für die Vollzugsphase des Bebauungsplans

bereits jetzt fest, dass eine auf den planungsrechtlichen Festsetzungen beruhende Ent-

eignung ausgeschlossen ist und bleiben wird, weil die alleinige Privatnützigkeit einer

derartigen Enteignungsmaßnahme im vordergrund stehen würde und dies bekanntlich

nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts seit der bekannten und auch

heute noch einschlägigen Boxberg-Entscheidung verfassungsrechtlich über Art' 14 GG

ausgeschlossen ist und bleibt.

Wenn aber - wie hier - eine beabsichtigte städtebauliche Umlegung gem?iß $$ 45 ff'

BauGB mit Blick auf die Art und Weise des Grundstückseingriffes ohne weiteres zur

materiellen Enteignung wird und werden muss, weil dem insbesondere auch ein

grundstücksmäßiger und flächenmäßiger Ausgleich nicht zur Seite gestellt werden kann

oder soll, wird sich bereits der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan mit einer der-

artigen Konstellation begründungsmäßig und damit also auch in der notwendigen eigen-

tumsrechtlichen und verfassungsrechtlichen Argumentation auseinander setzen müssen'

Hierzu stelle ich fi.ir unsere Mandantin fest, dass dies weder bei der vorausgegangenen

und durch die urteile des oberverwaltungsgerichts NRW vom 19'03'2009 rechtlich ge-

genstandslos gewordenen Aufstellung des Bebauungsplans Nr' 143 (Windhövel) der

Fall gewesen ist, noch bei der jetzigen erneuten Aufstellung des Bebauungsplans Nr'

143 stattfindet, und zwar nicht einmal im Ansatz'

Die ljnvollständigkeit der planerischen Abwägung gemäß $ I Abs' 7 BauGB' die in

einer derartigen Konstellation auch die entscheidenden privaten, grundstiicksmäßigen

und die gesamten zukünftig-nutzungsmäßigen Belange umfassen muss, bleibt damit
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ausftillig bzw. in einem so erheblichen Umfang defizittir, dass dies aus meiner Sicht

auch bis zur beabsichtigten Abwägungs- und Satzungsentscheidung durch den Rat der

Stadt Haan (Anfang September 2009) nicht mehr in einer rechtlich ausreichenden Art

und Weise nachgeholt werden kann.

Abwäggngsdefizite, die in dieser Sachfrage bis zum gänzlichen Abwägungsausfall rei-

chen, sind wenn auch mit anderer sachlicher Gewichtung die entscheidende Grundlage

für die Unwirksamkeitsfeststellungen durch das Oberverwaltungsgericht NRW gewe-

sen. Wenn die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 143 also in dieser Hinsicht jetzt

gleichermaßen verläuft und die eigentumsrechtlichen, verfassungsrechtlichen und nut-

zungsmäßigen Gesichtspunkte ausftillig bleiben, wird dies allein in einem etwa erneuten

Normenkontrollverfahren gemliß $ 47 VwGO dazu führen müssen, die Unwirksamkeit

des Bebauungsplans insgesamt erneut festzustellen und damit die gesamte Projektent-

wicklung noch einmal - wie bereits mehrfach im Vorfeld der jetzigen Neuaufstellung

des Bebauungsplanes - scheitern zu lassen.

Ob dies mit Blick auf die hinlänglich bekannten und hier auch hinlänglich erkennbaren

Komponenten der planerischen Abwägung als eine sirurvolle Verfahrensweise der Stadt

Haan angesehen werden darf, bleibt zu bezweifeln, wenn man denn nicht ohnehin zu ei-

ner klaren und unmissverständlichen Verneinung dieser Frage neigen sollte'

Immerhin drängen sich die privaten und eigentumsrechtlichen, damit also auch verfas-

sungsrechtlichen Belange auf und es hätte deshalb auch im Vorfeld der jetzigen öffent-

lichen Auslegung des Planentwurfes deutlich sein di.irfen, dass die bekannte und verwal-

tungsgerichtlich sehr deutlich entwickelte Reichweite der planerischen Abwägung ge-

m6iß $ I Abs. 7 BauGB gerade in einer solchen Konstellation die Ausklammerung und

Ausblendung nicht zulässt.

Eine derart massiv eigentumseingreifende städtebauliche Planung erzeugt auch im Vor-

feld der möglichen Vollzugsinstrumentarien, also auch als eine reine Angebotsplanung

an den projektträger oder Investor, - erzeugt und bewirkt also im Vorfeld all dessen eine

rechtliche und deshalb hier auch so geltend zu machende Betroffenheit der Grund-

stückseigentümerin und der Immobilie, die ausschließlich durch die planerische Abwä-

gung gemäß $ 1 Abs. 7 BauGB angemessen berücksichtigt und gesteuert werden kann'

wenn denn einer derartigen und massiven Planung gegenüber überhaupt'
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vom Oberverwaltungsgericht NRW festgestellte Unwirksamkeit des Bebauungsplans

Nr. 143 in seiner vorausgehenden Fassung hauptsächlich aufder nicht ausreichenden

Beachtung des erforderlichen Ltirmschutzes beruhte, und zwat teilweise (bezogen auf

die Nachtzeit) sogar in der Form eines in einer solchen deutlichen Form sehr ungewöhn-

lichen Abwägungsausfalls. Darüber hinaus hat das Oberverwaltungsgericht im Zusam-

menhang mit den Fragestellungen eines ausreichenden Lärmschutzes auch noch die den

betreffenden Überlegungen zugrunde gelegte Prognose als objektiv unzutreffend und

nicht sachgerecht beanstandet.

Soweit die jetzt vorliegende Überarbeitung des Bebauungsplans Nr. 143 den Versuch

unternimmt, diese sehr nachhaltigen Beanstandungen des Oberverwaltungsgerichts

NRW auszuräumen und durch eine veränderte Fassung der Planbegründung zu entkräf-

ten, ist ein derartiger Versuch allerdings missglückt'

Sämtliche planungsrechtlichen (textlichen) Festsetzungen sind mit dem neuen Bebau-

ungsplanentwurf Nr. 143 ohne jede Anderung übernommen worden' Es geht damit auf

der Ebene der planerischen Abwägung gemäß $ 1 Abs. 7 BauGB also lediglich darum,

eine im Wortlaut verZinderte Bebauungsplanbegründung vorzulegen und diese in Bezug

auf die Lärmschutzgesichtspunkte inhaltlich geZinderte Planbegrtindung auf die ergän-

zende schalitechnische Untersuchung auf Basis von aktuellen Verkehrsmengenfeststel-

lungen (Prognosen, Maximalbetrachtung) zurückzuführen'

Damit sind aber bereits im Ansatz die besonders nachhaltigen Bedenken, auf denen die

Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts NRW vom 19'03 '2009 im Kern beruhen'

gerade nicht ausgeräumt und nicht objektiv zutreffend überarbeitet bzw. nachgebessert'

So fehlt - nach wie vor - die vom Oberverwaltungsgericht geforderte, nämlich aussage-

kräftige Ermittlung des aktuell gegebenen verkehlsaufkommens insgesamt und die

vollstiindige Prognose des (ebenfalls insgesamt) planbedingt zu erwartenden verkehrs-

zuwachses. Die Entscheidungen vom 19.03.2009 haben insofern u'a. auch beanstandet,

dass hier im vorausgehenden Verfahren mit einer nicht ausreichend verlässlichen Prog-

nosegrundlage gearbeitet worden ist, weil lediglich an zwei Tagen im Januar und Feb-

ruar 2006 (während der Tageszeit) Zfilungen vorgenommen worden seien'

Auch diese unzulänglichen Prognosegrundlagen sind durch die nunmehr zugrunde ge-

leste schalltechnische Untersuchung vom 20.05,2009 nicht in ausreichender Weise
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nachgebessert worden, sodass auch die Ergebnisse dieser überarbeiteten schalltechni-

schen Untersuchung nicht ohne weiteres in den Abwägungsvorgang und das Abwä-

gungsergebnis hinein übernommen werden können'

Es bleibt im Zusammenhang mit den zu erwartenden Läirmbelastungen, die planbedingt

und vom planvollzug ausgelöst sein werden, bei einer auch für die Abwägung selbst ob-

jektiv unzulänglichen Grundlage, sodass hier - im Sinne der vorausgehenden Normen-

kontrollentscheidungen - erneut wenn nicht von einem Abwägungsausfall, so aber doch

immerhin von einem beträchtlichen Abwägungsdefizit, einer in Lärmschutzgesichts-

punkten durchgreifenden Abwägungsfehlgewichtung ausgegangen werden muss.

Der Rat der Stadt Haan wird dies bei der Abwägungsentscheidung im Zusammenhang

mit dem Bebauungsplan-Satzungsbeschluss, der bereits für Anfang September 2009 be-

absichtigt ist, berücksichtigen müssen.

Auch die im Einzelfall erforderlichen Abgrenzungen zwischen den etwa doch in Be-

tracht kommenden aktiven und den erst sekundär zu beachtenden passiven Lärm-

schutzmaßnahmen befinden sich bislang in dem vorliegenden Abwägungsmaterial wie-

derum nicht.

Insgesamt sind also die mit den Normenkontrollentscheidungen aufgezeigten Fehlerhaf-

tigkeiten des ursprünglichen Bebauungsplans Nr. 143 nur unzullinglich aufgegriffen und

mit einer bloßen Bearbeitung der Plan- bzw. Entwurfsbegründung in der nunmehr gel-

tenden Fassung vom 08.06 .2009 nicht auf den Weg zur notwendigen und vollstlindigen

planerischen Abwägung gebracht worden.

3. Soweit zur Stütze und zur Begründung des Bebauungsplans Nr. 143 und der damit in-

tendierten Windhövel-passage hauptsächlich - und insoweit als Plan- und Rechtferti-

gungsbegründung auch notwendigerweise - auf die seit 1999 vorliegenden Einzelhan-

delsuntersuchungen und das interkommunale Einzelhandelskonzept sowie auf die Un-

tersuchung der CIMA zurückgegriffen wird, hat das Oberverwaltungsgericht NRW in

den Urteilsbegründungen vom 1g.03.2009 unter Ziffer 3 darauf hingewiesen, die städte-

bauliche Erforderlichkeit der Planung gemäß $ 1 Abs. 3 BauGB sei insoweit nach Lage

der Dinge nicht zu verneinen; zulässiges Ziel der Planung sei es, die Voraussetzungen

für eine "Erweiterung der Haaner Innenstadt" herbeizuführen und Defizite zu beheben,

die in den vorliegenden Einzelhandelsgutachten und Einzelhandelsuntersuchungen fest-
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gestellt und dargelegt worden seien.

Damit ist allerdings die grundsätzliche Fragestellung der ftir die Innenstadt von Haan

maßgebenden Verträglichkeit bestimmter Größenordnungen von Einzelhandels-

Erweiterungsflächen noch nicht gänzlich beantwortet, sodass auch in dieser Hinsicht ge-

rade lrotzder in den Urteilen vom 19.03.2009 gegebenen Hinweise nachhaltige Zweifel

und planungsrechtliche, so auch bei $ 1 Abs. 3 BauGB und - darüber hinaus - bei der

planerischen Abwägung gemäß $ 1 Abs. 7 BauGB durchschlagende Bedenken verblei-

ben, die die mit diesem Bebauungsplan beabsichtigle und immerhin zu ermöglichende

Größenordnung der Windhövel-Passage betreffen.

Es geht im Kern und bei genauerer Betrachtung auch unter voller Berücksichtigung der

vorliegenden Einzelhandelsgutachten und der entsprechenden zahlenmäßigen Bewer-

tungen weniger um eine Komplettierung oder eine angemessene und verhältnismäßige

"Erweiterung" der einzelhandelsorientierten Möglichkeiten in der Innenstadt von Haan,

sondern - in einem auch städtebaulich deutlichen Gegensatz dazu - um nichts anderes

als eine "Ersatzlösung" für die jetztnoch vorhandene innerstädtische Einzelhandels-

struktur.

Keine der vorliegenden Einzelhandelsuntersuchungen ist darauf ausgerichtet, diesen

,'Innenstadt ersatz" zu bewerten oder gar zuquantifizieren und die Auswirkungen eines

entweder gut funktionierenden oder eines mittelfristig nicht einschlägig funktionieren-

den Konzeptes Windhövel-Passage in die Überlegungen einzubeziehen'

Wenn sich demgemäß die Kaufkraftinteressen - abgesehen von den in den Gutachten

ebenfalls berücksichtigten Konkurrenzsituationen Hilden und Solingen - auf eine funk-

tionierende und der jetzigenPlanung entsprechende Windhövel-Passage konzenfrieren,

kann durch die bauliche und funktionale Anordnung (zwischen Neuer Markt einerseits

und Windhövel andererseits) die relativ klare und eindeutige, deshalb in der Planung

ebenfalls mindestens auf der Abwägungsebene zu berücksichtigende Erwartung ausge-

sprochen werden, dass andere und jetzt deutlich einzelhandelsorientierte und für die

Größenverhältnisse in Haan auch verhältnismlißige Standorte darunter nicht nur be-

trächtlich leiden und Schaden nehmen werden, sondern aus der innerstädtischen Einzel-

handelslandschaft zwangsläufi g verschwinden'

Diese Schlussfolgerung, die hier allein der für die Stadt tlaan und ftir die Innenstadt
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deutlich überzogenen Größenordnung des Projektes Windhövel-Passage zuzuschreiben

ist, muss die planung also möglicherweise nicht auf der Ebene der städtebaulichen Er-

forderlichkeit gemäß $ 1 Abs, 3 BauGB sehen und gesondert bewerten, wie es das

Obewerwaltungsgericht NRW andeutet, wohl aber auf der Ebene der planerischen Ab-

wägung und der von der Planung insgesamt berührten öffentlichen und privaten Belan-

gegemäß$ i Abs.7BauGB.

Zu diesem problembereich hat sich das Oberverwaltungsgericht NRW weder direkt,

noch mittelbar geäußert oder äußern müssen, weil die in anderer Hinsicht (Lärmschutz)

festgestellten Abwägungsdefizite so erheblich waren, dass auch mit sonstigen Abwä-

gungsgesichtspunkten aus $ I Abs. 7 BauGB nicht mehr darüber hinaus argumentiert

werden musste.

Es sind bei genauer Betrachtungsweise bereits detaillierte projektorientierte Erwägun-

gen, die eine derartige Verkaufsflachen-Erweiterung und eine derartige innerstädtische

planung bis in die gestalterischen Einzelheiten hinein prägen sollen; dies aber ist natur-

gemäß nicht die Aufgabe der kommunalen Bauleitplanung in der hier vorliegenden Fas-

sung eines qualifizierten Bebauungsplanes, der sich auch systematisch vom Vorhaben-

und Erschließungsplan des $ 12 BauGB unterscheidet'

Auch die unterschiedlichen Flächendefinitionen, die aus der Entwurfsbegründung er-

sichtlich sind und die ein (nur) bestimmtes Verkaufsflachenmaß intendieren bzw. be-

gründen, sind u.a. im Verhaltnis der genannten Flächen zueinander nicht geeignet, sol-

che großenordnungsmäßigen und grundsätzlichen, auf der Abwägung des $ 1 Abs' 7

BauGB beruhenden Bedenken zu entkläften oder auszuräumen.

4. Die insgesamt zulässigen und notwendigen Einwendungen, die ich mit der heutigen

Stellungnahme gemliß $ 3 Abs. 2 BauGB in das Verfahren einbringe, lassen sich ab-

schließend dahin zuszrmmenfassen, dass es - erneut - an einer sachgerechten und für

Haan verhältnismäßigen (angemessenen) städtebaulichen Planung fehlt, dass mit diesem

Angebots-Bebauungsplan ausschließlich projektorientierte Erwägungen zugrunde gelegt

werden, welche die anzuerkennenden Maßstäbe einer vemünftigen Haaner Irurenstadt-

entwicklung außer Acht lassen und gerade auch im Einzelhandel bestehende interkom-

munale Konkurrenzverhältnisse dadurch ausgleichen wollen, der Innenstadt Haan mit

der Windhövel-Passage ein Projekt zuzuordnen, dessen dauerhafte und nachhaltige

Funktionsfühiekeit schon heute deutlich in Frage gestellt ist.
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Eine solche Entwicklung flir die Stadt Haan, und zwar gerade auch im Blick auf die

zentralörtlichen Funktionen des Mittelzentrums, darf und muss auch in der jetzigen pla-

nungsrechtlichen Diskussion als nicht nachhaltig und als schädlich bzw. schädigend an-

gesprochen werden. Solche Entwickiungen ar ermöglichen oder zuzulassen, ist indes-

sen nicht als eine verntinftige Umsetzung der Planungsgrundsätze und Planungsleitsätze

des $ I Abs. 6 BauGB anzusehen.

Der sachliche und fachliche, der städtische und städtebauliche Konfliktstoff, den diese

Innenstadtplanung (übrigens seit Jahrzehnten) herbeiftihrt und auslöst, ist auch mit der

jetzigen Fassung des Bebauungsplans Nr. 143 eindeutig nicht lösbar.

Aufgabe der Bauleitplanung ist aber gerade die sachgerechte Konfliktlösung im Einzel-

nen und in der gesamten städtebaulichen Entwicklung, während es im vorliegenden Fail

- und auch dies beeinträchtigt im Ergebnis die rechtliche Wirksamkeit des Bebauungs-

plans - geradezu im umgekehrten Sinne darum geht, innerstädtische, städtebauliche,

nutzungsmäßige und funktionale Konflikte herbeizuführen und es dann später dem

"freien Marktgeschehen" zu überlassen, damit ohne einen jeden weiteren möglichen

planungsrechtlichen oder sonstigen rechtlichen Vollzug angemessen umzugehen'

Solche Entwicklungen aber, die der Bebauungsplan Nr. 143 zulässt und ermöglicht, die

er geradezu provoziert, befinden sich für die Stadt Haan (wie für jede andere handelnde

Kommune) weit außerhalb dessen, was $ 1 BauGB als Aufgabe, als Begriff und als

Grundsätze der städtischen Bauleitplanung versteht, auch deutlich genug aufzeigt und

damit also auch rechtlich verbindlich regelt'

Der Grundkonflikt, der sich mit dieser Planung durch die vergangenen Jahrzehnte zieht,

ist jedenfalls in der nunmehr erneut beabsichtigten Art und Weise nicht lösbar, wobei

dies generell oder im Detail den kommunalpolitischen Bekundungen naturgemäß allen-

falls andeutungsweise (soweit denn überhaupt) zu entnehmen ist.

Die kommunale und kommunalpolitische Wünschbarkeit einer bestimmten Projektent-

wicklung in der Haaner Innenstadt ist aber bei alledem am Ende nicht der Maßstab, mit

dem über die Wirksamkeit oder die erneute Unwirksamkeit des Bebauungsplans Nr'

143 zubefinden sein wird.

Die auch bislang sehr unterschiedlich bewerteten Auswirkungen einer solchen für die
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Stadt Haan gerade bislang nicht typischen innerstädtischen Projektentwicklung lassen

sich jedenfalls trotz der vorliegenden Begutachtungen mit den jetzt maßgebenden Pla-

nungsgnmdlagen und planungsrechtlichen Festsetzungen nicht einmal im Ansatz abse-

hen; auch dies wäre Aufgabe der Bauleitplanung, denn das Monitoring des $ 4 c BauGB

hilft gerade nur auf der Ebene der umweltbezogenen Auswirkungen, nicht aber auf der

hier allein angesprochenen Ebene der dauerhaften und nachhaltigen städtebaulichen

Funktionsflihigkeit einer derartigen Projekfentwicklung, nicht auf der Ebene der negati-

ven Folgeerscheinungen und Folgewirkungen'

Insofern leistet der Bebauungsplan Nr. 143 also auch in derzeitiger Fassung nicht, was

er im Blick auf die gesamte zukünftige Entwicklung der Innenstadt Haan leisten müsste,

um sich damit insgesamt und auch in einer angemessenen Zukunftsperspektive als gätu'

lich abwägungsgerecht darstellen zu lassen'

5. Zunächst wird mit der heutigen stellungnahme darum gebeten, alle hier genannten As-

pekte und Bewertungen in der zukünftigen Erörterung der Planungsinhalte und im Vor-

feld des Satzungsbeschlusses, also der eigentiichen planerischen Abwägungsentschei-

dung durch den Rat der Stadt Haan zu berücksichtigen. Ebenso wird darum gebeten,

mich über den Ausgang und die Ergebnisse einer derartigen Berücksichtigung schrift-

lich zu informieren, wenn der Diskussions- und Entscheidungsprozess, dessen die Auf-

stellung des Bebauungsplans Nr. 143 bedarf, entweder durch Zwischenentscheidungen

oder durch die endgültige Entscheidung des Rates der Stadt Haan abgeschlossen worden

ist.

Mttftffd,,"$ncüftL^"

(Dr. Klaus D. Becker)
Rechtsanwalt
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